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Die Kollegien der Rechtsanwälte arbeiten eng mit 
den Einzelanwälten des jeweiligen Bezirkes zusam­
men, unterstützen sie bei ihrer Weiterbildung und 
bei der Wahrnehmung ihrer Berufspflichten.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  
Der sozialistische Strafvollzug

I.
Die Aufgaben des sozialistischen Strafvollzuges

1. Der Strafvollzug in der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Aufgabe, die zu Freiheitsstrafen 
verurteilten Bürger
— zum Schutz der Arbeiter-und-Bauern-Macht und 

der Rechte der Bürger zeitweilig von der unmit­
telbaren Einwirkung auf das Leben der Gesell­
schaft auszuschließen;

— durch eine vom Strafzweck bestimmte Differen­
zierung der Ordnung und Verhaltensregeln, der 
kollektiven, gesellschaftlich-nützlichen Arbeit und 
politisch-kulturellen Einwirkung zur Achtung der 
Gesetzlichkeit und zur Einhaltung der Regeln des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens zu erziehen.

Im sozialistischen Strafvollzug ist die Gesetzlichkeit 
streng einzuhalten, die Menschenwürde und die Per­
sönlichkeit des Strafgefangenen sind zu achten und 
seine Rechte zu wahren.

2. Der Strafvollzug obliegt dem Ministerium des Innern. 
Der Minister des Innern ist dem Ministerrat für die 
richtige Durchführung des Vollzuges der Freiheits­
strafe verantwortlich.

3. Die Lösung der Aufgaben des Strafvollzuges erfordert 
in Weiterführung der mit dem Strafverfahren ein- 
geleiteten Umerziehung vor allem.
— die Strafgefangenen unter Berücksichtigung ihrer 

Arbeitsfähigkeit sowie ihrer beruflichen Quali­
fikation, ihrer Kenntnisse und Fertigkeiten zur 
gesellschaftlich-nützlichen Arbeit einzusetzen;

— die vorwiegend gemeinsame Arbeit der Straf­
gefangenen in Kollektiven und Brigaden sowie 
die Übertragung bestimmter Aufgaben, um den 
Kollektivgeist und das gesellschaftliche Verant­
wortungsbewußtsein zu heben;

—. die Anwendung eines differenzierten Systems der 
materiellen Interessiertheit und der Belohnung, 
um zur Festigung der Arbeitsdisziplin und 
Arbeitsmoral beizutragen;

— vielfältige und differenzierte Formen der Berufs­
ausbildung und Qualifizierung anzuwenden und 
für die Aushändigung von Qualifikationsnach­
weisen zu sorgen;

— eine gute. Organisation des Produktionsablaufes, 
regelmäßige Produktionsberatungen mit den 
Strafgefangenen, eine zielgerichtete Produktions­
propaganda durch die Leitungen der sozialisti­
schen Betriebe, für die Strafgefangene tätig sind;

— vielfältige und differenzierte Formen der poli­
tisch-kulturellen Einwirkung, besonders durch 
gemeinsame Veranstaltungen, sportliche Übun­
gen und kulturelle Selbstbetätigung, anzuwenden;

— in geeigneten Fällen die Verbindung des Straf­
gefangenen zu seinem früheren Arbeitskollektiv 
in differenzierten Formen zu gewährleisten.

4. Bei dem Vollzug der Freiheitsstrafe an Jugendlichen 
besteht darüber hinaus die Aufgabe
— eine qualifizierte Berufsausbildung zu gewähr- 

leis tea;

— durch Zirkel, Arbeitsgemeinschaften und andere 
Formen der politisch-kulturellen Bildung die poly­
technische, allgemeinbildende und- weltanschau­
liche Erziehung zu fördern.

Diese Prinzipien sollen auch bei Erwachsenen an­
gewandt werden, die das 21. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und deren Freiheitsstrafe in beson­
deren Abteilungen der Slrafvollzugseinrichtungen 
außerhalb der Jugendhäuser vollzogen wird.
Die mit der Aufsicht und Erziehung Strafgefangener 
beauftragten Angehörigen des Ministeriums des 
Innern sind für ihre Tätigkeit besonders auszuwäh­
len. Sie müssen ein gutes politisches und Allgemein­
wissen haben, pädagogische Kenntnisse und Fähig­
keiten besitzen. Für den Vollzug der Freiheitsstrafe 
an Jugendlichen sind besonders qualifizierte Erzieher 
und erfahrene Berufspädagogen einzusetzen.

II.
Die Differenzierung des Strafvollzuges

1. Der Vollzug von Freiheitsstrafen ist nach dem Cha­
rakter und der Schwere der Straftaten in drei ver­
schiedenen Vollzugsarten durchzuführen. Sie unter­
scheiden sich durch

die Ordnungs- und die Disziplinarbestimmungen, 
die Formen der Organisation und der Art der 
Arbeit sowie der politisch-kulturellen Erziehung.

2. Es ist zu differenzieren nach
a) Kategorie I

— für Strafgefangene, die wegen der Schwere 
ihrer friedens- und staatsfeindlichen Handlung 
zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren und 
mehr verurteilt worden sind;

— für Strafgefangene, die wegen anderer Straf­
taten zu Freiheitsstrafen von mehr als 5 Jahren 
verurteilt worden sind;

— für Strafgefangene, die mehrfach mit Frei­
heitsstrafen vorbestraft und wegen erneuter 
Straftaten zu Freiheitsstrafen von 3 Jahren 
und mehr verurteilt worden sind.

b) Kategorie II
— für Strafgefangene, die aus einer feindlichen 

Einstellung Straftaten gegen die Arbeiter-und- 
Bauern-Macht, ihre Organe oder Funktionäre 
begangen haben und zu Freiheitsstrafen bis zu 
3 Jahren verurteilt worden sind;

— für Strafgefangene, die wegen anderer Straf­
taten zu Freiheitsstrafen von 2 bis 5 Jahren 
verurteilt worden sind;

— für Strafgefangene, die mehrfach mit Frei­
heitsstrafen vorbestraft sind und wegen erneu­
ter Straftaten zu Freiheitsstrafen bis zu 
3 Jahren verurteilt worden sind.

c) Kategorie III
— für Strafgefangene, die zu Freiheitsstrafen bis 

zu 3 Jahren verurteilt worden sind.
Der Vollzug der Freiheitsstrafen an Jugendlichen ist 
in entsprechender Weise zu differenzieren.

III.
Die Einweisung der Strafgefangenen

1. Das Gericht hat auf Antrag des Staatsanwaltes durch 
Beschluß festzulegen, in welche Kategorie der Ver­
urteilte einzuweisen ist.

2. Das Gericht kann zur besseren Erziehung unter Be­
rücksichtigung der Persönlichkeit des Verurteilten 
und aller Umstände der Tat von der unter II Ziff. 2 
getroffenen Regelung abweichen.


